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ANLAGE IV. SATZUNG DES UNTERNEHMENS 

Artikel 1 

Ziele 

(1) Das Unternehmen ist das Organ der Behörde, das Tätigkeiten im Gebiet nach Artikel 153 Absatz 
2 Buchstabe a sowie die Beförderung, die Verarbeitung und den Absatz der aus dem Gebiet gewonnenen 
Mineralien unmittelbar durchführt. 

(2) Bei der Verwirklichung seiner Ziele und der Wahrnehmung seiner Aufgaben handelt das 
Unternehmen in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen und den Regeln, Vorschriften und 
Verfahren der Behörde. 

(3) Bei der Erschließung der Ressourcen des Gebiets nach Absatz 1 handelt das Unternehmen, 
vorbehaltlich dieses Übereinkommens, in Übereinstimmung mit vernünftigen kommerziellen 
Grundsätzen. 

Artikel 2 

Beziehungen zur Behörde 

(1) Das Unternehmen handelt entsprechend Artikel 170 in Übereinstimmung mit den allgemeinen 
Leitsätzen der Versammlung und den Richtlinien des Rates. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 führt das Unternehmen seine Arbeiten selbständig durch. 

(3) Aus diesem Übereinkommen kann keine Haftung des Unternehmens für Handlungen oder 
Verpflichtungen der Behörde beziehungsweise der Behörde für Handlungen oder Verpflichtungen des 
Unternehmens abgeleitet werden. 
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Artikel 3 

Haftungsbeschränkung 

Unbeschadet des Artikels 11 Absatz 3 dieser Anlage haftet ein Mitglied der Behörde allein auf 
Grund seiner Mitgliedschaft nicht für Handlungen oder Verpflichtungen des Unternehmens. 

Artikel 4 

Aufbau 

Das Unternehmen hat einen Verwaltungsrat, einen Generaldirektor und das sonstige zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendige Personal. 

Artikel 5 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 15 von der Versammlung in Übereinstimmung mit Artikel 160 
Absatz 2 Buchstabe c gewählten Mitgliedern. Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats wird der 
Grundsatz einer gerechten geographischen Verteilung gebührend berücksichtigt. Bei der Benennung von 
Kandidaten für die Wahl in den Verwaltungsrat tragen die Mitglieder der Behörde der Notwendigkeit 
Rechnung, Kandidaten mit einem Höchstmaß an fachlicher Eignung und mit Fähigkeiten auf den 
einschlägigen Gebieten zu benennen, um die Lebensfähigkeit und den Erfolg des Unternehmens zu 
gewährleisten. 

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden für vier Jahre gewählt; sie können wiedergewählt 
werden; der Grundsatz der Rotation ist gebührend zu berücksichtigen. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats bleiben so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind. 
Wird das Amt eines Mitglieds des Verwaltungsrats frei, so wählt die Versammlung in Übereinstimmung 
mit Artikel 160 Absatz 2 Buchstabe c für die restliche Amtszeit des Vorgängers ein neues Mitglied. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats handeln in persönlicher Eigenschaft. Sie dürfen in Erfüllung 
ihrer Pflichten von einer Regierung oder von einer anderen Stelle Weisungen weder einholen noch 
entgegennehmen. Jedes Mitglied der Behörde achtet die Unabhängigkeit der Mitglieder des 
Verwaltungsrats und unterläßt jeden Versuch, sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 

(5) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats erhält eine Vergütung aus den Mitteln des Unternehmens. 
Die Höhe der Vergütung wird auf Empfehlung des Rates von der Versammlung festgesetzt. 

(6) Der Verwaltungsrat ist in der Regel am Hauptsitz des Unternehmens tätig und tritt so oft 
zusammen, wie es die Geschäfte des Unternehmens erfordern. 

(7) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. 

(8) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats hat eine Stimme. Beschlüsse über alle Angelegenheiten, mit 
denen sich der Verwaltungsrat befaßt, bedürfen der Mehrheit seiner Mitglieder. Gerät ein Mitglied bei 
einer Angelegenheit, mit der sich der Verwaltungsrat befaßt, in einen Interessenkonflikt, so nimmt es an 
der Abstimmung über diese Angelegenheit nicht teil. 

(9) Jedes Mitglied der Behörde kann den Verwaltungsrat um Auskunft über Arbeiten ersuchen, die 
dieses Mitglied besonders betreffen. Der Verwaltungsrat bemüht sich um Erteilung dieser Auskunft. 

Artikel 6 

Befugnisse und Aufgaben des Verwaltungsrats 

Der Verwaltungsrat leitet das Unternehmen. Vorbehaltlich dieses Übereinkommens nimmt der 
Verwaltungsrat die Befugnisse wahr, die zur Verwirklichung der Ziele des Unternehmens notwendig 
sind; dazu gehören folgende Befugnisse: 

 a) Er wählt unter seinen Mitgliedern einen Vorsitzenden; 

 b) er gibt sich eine Geschäftsordnung; 

 c) er stellt förmliche schriftliche Arbeitspläne auf und legt sie dem Rat in Übereinstimmung mit 
Artikel 153 Absatz 3 und Artikel 162 Absatz 2 Buchstabe j vor; 

 d) er arbeitet Arbeitspläne und Programme zur Durchführung der in Artikel 170 bezeichneten 
Tätigkeiten aus; 
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 e) er bereitet Anträge auf Produktionsgenehmigungen vor und legt sie dem Rat in Übereinstimmung 
mit Artikel 151 Absätze 2 bis 7 vor; 

 f) er gestattet Verhandlungen über den Erwerb von Technologie, einschließlich derjenigen nach 
Anlage III Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben a, c und d, und genehmigt die Ergebnisse dieser 
Verhandlungen; 

 g) er legt Bedingungen fest und gestattet Verhandlungen über gemeinschaftliche Unternehmungen 
und andere Formen gemeinschaftlicher Vereinbarungen nach Anlage III Artikel 9 und 11 und 
genehmigt die Ergebnisse dieser Verhandlungen; 

 h) er empfiehlt der Versammlung, welcher Teil der Nettoeinnahmen des Unternehmens in 
Übereinstimmung mit Artikel 160 Absatz 2 Buchstabe f und Artikel 10 dieser Anlage als seine 
Rücklage zurückbehalten werden soll; 

 i) er genehmigt den jährlichen Haushalt des Unternehmens; 

 j) er gestattet die Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen in Übereinstimmung mit Artikel 12 
Absatz 3 dieser Anlage; 

 k) er legt dem Rat in Übereinstimmung mit Artikel 9 dieser Anlage einen Jahresbericht vor; 

 l) er legt dem Rat zur Genehmigung durch die Versammlung den Entwurf von Regeln über den 
Einsatz, die Leitung, die Einstellung und die Entlassung des Personals des Unternehmens vor und 
erläßt Vorschriften, welche diesen Regeln Wirksamkeit verleihen; 

 m) er nimmt Kredite auf und leistet die von ihm in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 2 dieser 
Anlage bestimmten Garantien oder sonstigen Sicherheiten; 

 n) er tritt in gerichtliche Verfahren ein, schließt Vereinbarungen, tätigt Geschäfte und ergreift 
sonstige Maßnahmen in Übereinstimmung mit Artikel 13 dieser Anlage; 

 o) vorbehaltlich der Genehmigung durch den Rat überträgt er Befugnisse, die keine 
Ermessensbefugnisse sind, auf seine Ausschüsse oder auf den Generaldirektor. 

Artikel 7 

Generaldirektor und sonstiges Personal des Unternehmens 

(1) Die Versammlung wählt auf Empfehlung des Rates und nach Benennung durch den 
Verwaltungsrat den Generaldirektor des Unternehmens, der kein Mitglied des Verwaltungsrats sein darf. 
Der Generaldirektor bleibt für eine bestimmte Zeit im Amt, die fünf Jahre nicht überschreiten darf; er 
kann für weitere Amtszeiten wiedergewählt werden. 

(2) Der Generaldirektor ist der rechtliche Vertreter und der leitende Verwaltungsbeamte des 
Unternehmens; er ist dem Verwaltungsrat für die Geschäftsführung des Unternehmens unmittelbar 
verantwortlich. Er ist für den Einsatz, die Leitung, die Einstellung und die Entlassung des Personals des 
Unternehmens in Übereinstimmung mit den Regeln und Vorschriften nach Artikel 6 Buchstabe l dieser 
Anlage verantwortlich. Er nimmt ohne Stimmrecht an den Sitzungen des Verwaltungsrats teil und kann 
ohne Stimmrecht an den Sitzungen der Versammlung und des Rates teilnehmen, wenn diese Organe das 
Unternehmen betreffende Angelegenheiten behandeln. 

(3) Bei der Auswahl und Einstellung des Personals und der Festsetzung der Dienstverhältnisse ist 
vorrangig der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, ein Höchstmaß an Leistungsfähigkeit und fachlicher 
Eignung zu gewährleisten. Unter Beachtung dieses Erfordernisses ist die Wichtigkeit der Auswahl des 
Personals auf gerechter geographischer Grundlage gebührend zu berücksichtigen. 

(4) Der Generaldirektor und das sonstige Personal des Unternehmens dürfen in Erfüllung ihrer 
Pflichten von einer Regierung oder von einer anderen Stelle außerhalb des Unternehmens Weisungen 
weder einholen noch entgegennehmen. Sie haben sich jeder Handlung zu enthalten, die ihrer Stellung als 
internationale, nur dem Unternehmen verantwortliche Beamte abträglich sein könnte. Jeder Vertragsstaat 
verpflichtet sich, den ausschließlich internationalen Charakter der Aufgaben des Generaldirektors und des 
sonstigen Personals des Unternehmens zu achten und nicht zu versuchen, sie bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben zu beeinflussen. 

(5) Die in Artikel 168 Absatz 2 bezeichneten Verpflichtungen gelten gleichermaßen für das Personal 
des Unternehmens. 
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Artikel 8 

Sitz 

Das Unternehmen hat seinen Hauptsitz am Sitz der Behörde. Das Unternehmen kann weitere Büros 
und Einrichtungen im Hoheitsgebiet jedes Vertragsstaats mit dessen Zustimmung errichten. 

Artikel 9 

Berichte und Finanzabschlüsse 

(1) Spätestens drei Monate nach Ablauf jedes Rechnungsjahrs legt das Unternehmen dem Rat einen 
Jahresbericht mit einem geprüften Jahresabschluß zur Prüfung vor und übermittelt dem Rat in geeigneten 
zeitlichen Abständen eine Übersicht über seine Finanzlage und eine Gewinn- und Verlustrechnung über 
die Ergebnisse seiner Arbeiten. 

(2) Das Unternehmen veröffentlicht seinen Jahresbericht und weitere Berichte, die es für angebracht 
hält. 

(3) Alle Berichte und Finanzabschlüsse nach diesem Artikel werden an die Mitglieder der Behörde 
verteilt. 

Artikel 10 

Zuweisung der Nettoeinnahmen 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 3 leistet das Unternehmen an die Behörde Zahlungen nach Anlage III 
Artikel 13 oder deren Gegenwert. 

(2) Die Versammlung bestimmt auf Empfehlung des Verwaltungsrats, welcher Teil der 
Nettoeinnahmen des Unternehmens als seine Rücklage zurückbehalten wird. Der Rest wird der Behörde 
überwiesen. 

(3) Während einer Anfangszeit, die für das Unternehmen erforderlich ist, um wirtschaftlich 
unabhängig zu werden, und die zehn Jahre nach Aufnahme seiner kommerziellen Produktion nicht 
überschreiten darf, befreit die Versammlung das Unternehmen von den Zahlungen nach Absatz 1 und 
beläßt alle Nettoeinnahmen des Unternehmens in seinen Rücklagen. 
 

Artikel 11 

Finanzen 

(1) Die finanziellen Mittel des Unternehmens umfassen 

 a) die von der Behörde in Übereinstimmung mit Artikel 173 Absatz 2 Buchstabe b eingenommenen 
Beträge; 

 b) die von Vertragsstaaten zur Finanzierung der Tätigkeiten des Unternehmens geleisteten 
freiwilligen Beiträge; 

 c) die vom Unternehmen in Übereinstimmung mit den Absätzen 2 und 3 aufgenommenen Kredite; 

 d) die Einnahmen des Unternehmens aus seinen Arbeiten; 

 e) die sonstigen dem Unternehmen zur Verfügung gestellten finanziellen Mittel, die ihm den 
frühestmöglichen Beginn seiner Arbeiten und die Wahrnehmung seiner Aufgaben ermöglichen 
sollen. 

 (2) a) Das Unternehmen ist befugt, Kredite aufzunehmen und die von ihm bestimmten Garantien 
oder sonstigen Sicherheiten zu leisten. Bevor das Unternehmen seine Schuldverschreibungen auf 
dem Kapitalmarkt oder in der Währung eines Vertragsstaats öffentlich verkauft, muß es die 
Genehmigung dieses Staates einholen. Der Gesamtbetrag der Kredite muß vom Rat auf 
Empfehlung des Verwaltungsrats genehmigt werden. 

 b) Die Vertragsstaaten bemühen sich in jeder zumutbaren Weise, Anträge des Unternehmens zur 
Aufnahme von Anleihen auf den Kapitalmärkten und bei internationalen Finanzinstitutionen 
zu unterstützen. 

 (3) a) Das Unternehmen erhält die finanziellen Mittel, die zur Erforschung und Ausbeutung einer 
Abbaustätte, zur Beförderung, zur Verarbeitung und zum Absatz von daraus gewonnenen 
Mineralien und aus ihnen erhaltenem Nickel, Kupfer, Kobalt und Mangan sowie zur Deckung 
seiner anfänglichen Verwaltungskosten notwendig sind. Die Höhe dieser finanziellen Mittel 
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sowie die Kriterien und Voraussetzungen für die erforderlichen Anpassungen werden von der 
Vorbereitungskommission in den Entwurf der Regeln, Vorschriften und Verfahren der Behörde 
aufgenommen. 

 b) Alle Vertragsstaaten stellen dem Unternehmen durch langfristige zinslose Kredite in 
Übereinstimmung mit dem für den ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen im Zeitpunkt 
der Berechnung geltenden Berechnungsschlüssel einen Betrag entsprechend der Hälfte der unter 
Buchstabe a bezeichneten finanziellen Mittel zur Verfügung, wobei Anpassungen vorgenommen 
werden, um Staaten zu berücksichtigen, die nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind. Für 
Schulden, die das Unternehmen zur Deckung der anderen Hälfte der finanziellen Mittel eingeht, 
garantieren alle Vertragsstaaten entsprechend diesem Schlüssel. 

 c) Ist die Summe der finanziellen Beiträge der Vertragsstaaten geringer als die finanziellen Mittel, 
die das Unternehmen nach Buchstabe a erhalten muß, so prüft die Versammlung auf ihrer ersten 
Tagung die Höhe dieses Fehlbetrags und beschließt durch Konsens Maßnahmen zum Ausgleich 
des Fehlbetrags, wobei sie die Verpflichtungen der Vertragsstaaten nach den Buchstaben a und b 
und etwaige Empfehlungen der Vorbereitungskommission berücksichtigt. 

 d) i) Jeder Vertragsstaat hinterlegt bei dem Unternehmen innerhalb von 60 Tagen nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens oder innerhalb von 30 Tagen nach Hinterlegung seiner Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde, je nachdem welches der spätere Zeitpunkt ist, unwiderrufliche, nicht 
begebbare, unverzinsliche Eigenwechsel in Höhe des Anteils des betreffenden Vertragsstaats an 
den zinslosen Krediten nach Buchstabe b. 

 ii) Zu dem frühestmöglichen Zeitpunkt nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens und danach in 
jährlichen oder anderen geeigneten zeitlichen Abständen erstellt der Verwaltungsrat einen 
Plan über die Höhe und den jeweiligen Zeitpunkt seines Bedarfs zur Deckung seiner 
Verwaltungskosten und zur Durchführung der Tätigkeiten des Unternehmens in 
Übereinstimmung mit Artikel 170 und mit Artikel 12 dieser Anlage. 

 iii) Den Vertragsstaaten wird danach vom Unternehmen über die Behörde ihr jeweiliger Anteil an 
den finanziellen Mitteln in Übereinstimmung mit Buchstabe b mitgeteilt, die für diese Kosten 
benötigt werden. Das Unternehmen löst diejenigen Beträge der Eigenwechsel ein, die zur 
Deckung der in dem Plan in bezug auf zinslose Kredite bezeichneten Ausgaben benötigt 
werden. 

 iv) Nach Empfang der Mitteilung stellen die Vertragsstaaten dem Unternehmen ihren jeweiligen 
Anteil an den Garantien für Schulden in Übereinstimmung mit Buchstabe b zur Verfügung. 

 e) i) Wenn das Unternehmen darum ersucht, können die Vertragsstaaten Garantien für Schulden 
zusätzlich zu denjenigen übernehmen, die in Übereinstimmung mit dem Schlüssel unter 
Buchstabe b übernommen worden sind. 

 ii) Anstelle der Garantien für Schulden kann ein Vertragsstaat dem Unternehmen einen 
freiwilligen Beitrag in der Höhe leisten, die dem Teil der Schulden entspricht, für den er sonst 
hätte garantieren müssen. 

 f) Die Rückzahlung der verzinslichen Kredite hat Vorrang vor der Rückzahlung der zinslosen 
Kredite. Die Rückzahlung der zinslosen Kredite erfolgt in Übereinstimmung mit einem von der 
Versammlung auf Empfehlung des Rates und auf Grund eines Gutachtens des Verwaltungsrats 
angenommenen Zeitplan. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe läßt sich der Verwaltungsrat 
von den einschlägigen Regeln, Vorschriften und Verfahren der Behörde leiten, in denen 
vorrangig der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, die wirksame Tätigkeit des Unternehmens 
und insbesondere seine finanzielle Unabhängigkeit sicherzustellen. 

 g) Die dem Unternehmen zur Verfügung gestellten finanziellen Mittel lauten auf frei verwendbare 
Währungen oder auf Währungen, die an den bedeutenden Devisenmärkten frei verfügbar und 
tatsächlich verwendbar sind. Diese Währungen werden in den Regeln, Vorschriften und 
Verfahren der Behörde in Übereinstimmung mit der vorherrschenden internationalen 
Währungspraxis bestimmt. Vorbehaltlich des Absatzes 2 darf kein Vertragsstaat dem Besitz, der 
Verwendung oder dem Austausch dieser finanziellen Mittel durch das Unternehmen 
Beschränkungen auferlegen. 

 h) Eine „Garantie für Schulden“ bedeutet das Versprechen eines Vertragsstaats an die Gläubiger des 
Unternehmens, die von der Garantie erfaßten finanziellen Verpflichtungen des Unternehmens 
entsprechend dem betreffenden Schlüssel anteilig zu übernehmen, wenn die Gläubiger dem 
Vertragsstaat mitgeteilt haben, daß das Unternehmen seine Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllt. 
Die Verfahren zur Einlösung dieser Verpflichtungen entsprechen den Regeln, Vorschriften und 
Verfahren der Behörde. 
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(4) Die finanziellen Mittel, Guthaben und Ausgaben des Unternehmens sind von denjenigen der 
Behörde getrennt zu halten. Dieser Artikel hindert das Unternehmen jedoch nicht daran, mit der Behörde 
Vereinbarungen über Einrichtungen, Personal und Dienstleistungen sowie Vereinbarungen über die 
Erstattung von Verwaltungskosten zu treffen, die einer für den anderen bestritten hat. 

(5) Die Unterlagen, Bücher und Konten des Unternehmens, einschließlich seiner Jahresabschlüsse, 
werden jedes Jahr von einem vom Rat bestellten unabhängigen Rechnungsprüfer geprüft. 

Artikel 12 

Arbeiten 

(1) Das Unternehmen schlägt dem Rat Vorhaben zur Durchführung von Tätigkeiten in 
Übereinstimmung mit Artikel 170 vor. Die Vorschläge müssen einen förmlichen schriftlichen Arbeitsplan 
für Tätigkeiten im Gebiet in Übereinstimmung mit Artikel 153 Absatz 3 enthalten sowie alle sonstigen 
Informationen und Daten, die von Zeit zu Zeit für seine Bewertung durch die Rechts- und 
Fachkommission und seine Bestätigung durch den Rat erforderlich sind. 

(2) Nach Bestätigung durch den Rat führt das Unternehmen das Vorhaben auf der Grundlage des in 
Absatz 1 genannten förmlichen schriftlichen Arbeitsplans durch. 

 (3) a) Verfügt das Unternehmen nicht über die für seine Arbeiten erforderlichen Güter und 
Dienstleistungen, so kann es sich diese beschaffen. Zu diesem Zweck führt es Ausschreibungen 
durch und schließt Verträge mit Bewerbern, die im Hinblick auf Qualität, Preise und Lieferfristen 
das beste Gesamtangebot unterbreiten. 

 b) Entsprechen mehrere Angebote diesen Bedingungen, so erfolgt die Vertragsvergabe in 
Übereinstimmung mit 

 i) dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus politischen oder anderen Erwägungen, die für 
die sorgfältige und wirksame Durchführung der Arbeiten unerheblich sind, und 

 ii) vom Rat angenommenen Richtlinien über eine Vorzugsbehandlung von Gütern und 
Dienstleistungen aus Entwicklungsstaaten, einschließlich der Binnenstaaten und geographisch 
benachteiligten Staaten. 

 c) Der Verwaltungsrat kann Regeln darüber annehmen, unter welchen besonderen Umständen im 
Interesse des Unternehmens auf das Erfordernis der Ausschreibung verzichtet werden kann. 

(4) Das Unternehmen hat das Eigentumsrecht an allen von ihm erzeugten Mineralien und 
bearbeiteten Stoffen. 

(5) Das Unternehmen verkauft seine Erzeugnisse auf der Grundlage der Nichtdiskriminierung. Es 
gewährt keine nichtkommerziellen Rabatte. 

(6) Unbeschadet der dem Unternehmen durch andere Bestimmungen dieses Übereinkommens 
übertragenen allgemeinen oder besonderen Befugnisse übt das Unternehmen die Befugnisse aus, die mit 
seiner Geschäftstätigkeit zusammenhängen und dafür erforderlich sind. 

(7) Das Unternehmen mischt sich nicht in die politischen Angelegenheiten eines Vertragsstaats ein; 
es läßt sich in seinen Entscheidungen nicht durch die politische Ausrichtung des betreffenden 
Vertragsstaats beeinflussen. Für seine Entscheidungen sind nur kommerzielle Erwägungen maßgebend, 
die unparteiisch abgewogen werden, um die in Artikel 1 dieser Anlage bezeichneten Ziele zu 
verwirklichen. 

Artikel 13 

Rechtsstellung, Vorrechte und Immunitäten 

(1) Um dem Unternehmen die Wahrnehmung seiner Aufgaben zu ermöglichen, werden ihm im 
Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten die Rechtsstellung sowie die Vorrechte und Immunitäten gewährt, die 
in diesem Artikel vorgesehen sind. Zur Verwirklichung dieses Grundsatzes können das Unternehmen und 
die Vertragsstaaten erforderlichenfalls besondere Übereinkünfte schließen. 

(2) Das Unternehmen besitzt die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben und zur Verwirklichung seiner Ziele erforderlich ist, und insbesondere die Fähigkeit, 

 a) Verträge, gemeinschaftliche Vereinbarungen oder sonstige Vereinbarungen zu schließen, 
darunter Übereinkünfte mit Staaten und internationalen Organisationen; 

 b) unbewegliches und bewegliches Vermögen zu erwerben, zu mieten oder zu pachten, zu besitzen 
und zu veräußern; 
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 c) Partei in einem Gerichtsverfahren zu sein. 

 (3) a) Klagen gegen das Unternehmen können nur vor einem zuständigen Gericht eines 
Vertragsstaats erhoben werden, in dessen Hoheitsgebiet es 

 i) ein Büro oder eine Einrichtung hat; 

 ii) einen Bevollmächtigten zur Entgegennahme von Klagezustellungen oder -mitteilungen 
ernannt hat; 

 iii) einen Vertrag für Güter oder Dienstleistungen geschlossen hat; 

 iv) Wertpapiere ausgegeben hat oder 

 v) in anderer Weise eine kommerzielle Tätigkeit ausübt. 

 b) Solange ein rechtskräftiges Urteil gegen das Unternehmen nicht ergangen ist, sind sein 
Vermögen und seine Guthaben, gleichviel wo und in wessen Besitz sie sich befinden, jeder Form 
des Zugriffs, der Pfändung oder der Vollstreckung entzogen. 

 (4) a) Das Vermögen und die Guthaben des Unternehmens, gleichviel wo und in wessen Besitz sie 
sich befinden, sind der Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung und jeder sonstigen Form des 
Zugriffs durch vollziehende oder gesetzgeberische Maßnahmen entzogen. 

 b) Das Vermögen und die Guthaben des Unternehmens, gleichviel wo und in wessen Besitz sie sich 
befinden, sind von diskriminierenden Beschränkungen, Vorschriften, Kontrollen und Moratorien 
jeder Art befreit. 

 c) Das Unternehmen und seine Beschäftigten beachten die Gesetze und sonstigen Vorschriften 
jedes Staates oder Hoheitsgebiets, in dem das Unternehmen oder seine Beschäftigten Geschäfte 
betreiben oder in anderer Weise tätig sind. 

 d) Die Vertragsstaaten gewährleisten, daß das Unternehmen alle Rechte, Vorrechte und 
Immunitäten genießt, welche sie Rechtsträgern gewähren, die in ihren Hoheitsgebieten 
kommerzielle Tätigkeiten ausüben. Diese dem Unternehmen zu gewährenden Rechte, Vorrechte 
und Immunitäten dürfen nicht weniger günstig sein als diejenigen, die den in ähnlicher Weise 
kommerziell tätigen Rechtsträgern gewährt werden. Gewähren Vertragsstaaten 
Entwicklungsstaaten oder ihren kommerziellen Rechtsträgern besondere Vorrechte, so genießt 
das Unternehmen diese Vorrechte auf ähnlich bevorzugte Weise. 

 e) Die Vertragsstaaten können für das Unternehmen besondere Anreize, Rechte, Vorrechte und 
Immunitäten vorsehen, ohne verpflichtet zu sein, sie anderen kommerziellen Rechtsträgern zu 
gewähren. 

(5) Das Unternehmen verhandelt mit den Gastländern, in denen sich seine Büros und Einrichtungen 
befinden, um die Befreiung von direkten und indirekten Steuern zu erwirken. 

(6) Jeder Vertragsstaat ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um in seinen eigenen 
Rechtsvorschriften den in dieser Anlage niedergelegten Grundsätzen Wirksamkeit zu verleihen; er setzt 
das Unternehmen über die einzelnen von ihm ergriffenen Maßnahmen in Kenntnis. 

(7) Das Unternehmen kann auf Vorrechte und Immunitäten, die nach diesem Artikel oder in den in 
Absatz 1 genannten besonderen Übereinkünften gewährt werden, in dem Umfang und zu den 
Bedingungen verzichten, die es festlegt. 

Schlagworte 

Gewinnrechnung, Ratifikationsurkunde, Rechtskommission, Rechtsfähigkeit, Klagemitteilung 

Zuletzt aktualisiert am 

21.05.2019 

Gesetzesnummer 

10012577 

Dokumentnummer 

NOR12156690 
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